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Drucksachen-Nr. 26-31/AT/0258 
 

Friedberg, den 08.10.2026 
 
Beratungsfolge Beratungsaktion 
Stadtverordnetenversammlung zur Entscheidung 

 
 
Titel: 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen CDU, FW und FDP vom 07.10.2026; 
hier: Prüfung der Schaffung von Nutzwasser-Abgabestellen 
 
Antrag: 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
Beschluss:  
Der Magistrat wird gebeten, 
1. eine Übersicht über die öffentlichen Brunnen und 
sonstigen Wasserentnahme-stellen im Stadtgebiet der Kernstadt und aller Stadtteile zu erstellen, einschließlich 
derzeit stillgelegter bzw. nicht genutzter Anlagen; 
2. zu prüfen, welche dieser Anlagen grundsätzlich für 
die Gewinnung, Bereitstellung oder Abgabe von Wasser für nicht trinkwasserrelevante Zwecke (im Folgenden: Nutz-
wasser) in Betracht kommen; 
3. dabei insbesondere die Wasserqualität, rechtliche 
und hygienische Anforderungen, erforderliche technische Maßnahmen, mögliche Fördermengen, saisonale Verfüg-
barkeit sowie die voraussichtlichen Investitions- und Betriebskosten zu ermitteln; 
4. darüber hinaus zu prüfen, ob weitere lokale Was-
serressourcen – beispielsweise Regenwasser (z.B. aus Zisternen), Brauchwasser oder aufbereitetes Wasser – für 
geeignete kommunale oder private Nutzungen erschlossen und gegebenenfalls an geeigneten Stellen zur Verfü-
gung gestellt werden könnten; 
5. auf Grundlage dieser Prüfung darzustellen, an wel-
chen Standorten die Einrichtung von öffentlichen Nutzwasserabgabestellen insbesondere in den 
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Sommermonaten sinnvoll und wirtschaftlich umsetzbar wäre und welche einmaligen und laufenden Kosten 
hierfür zu erwarten wären, wobei insbesondere Lösungen priorisiert werden sollen, bei denen vorhandene 
Infrastruktur mit überschaubarem Investitions- und Betriebsaufwand weiter- oder umgenutzt werden kann; 
6. dem Ausschuss für Stadt- und Wirtschaftsentwicklung anschließend einen Vorschlag für mindestens einen 
geeigneten Pilotstandort vorzuschlagen. 
 
 

 
 
 
FDP, FW und CDU 
 




